
29. Mai 2025

FPÖ fordert Untersuchungsausschuss:
Causa Pilnacek und Corona im Fokus!

FPÖ fordert U-Ausschuss im Nationalrat zu Pilnacek und
Corona; ÖVP und SPÖ prüfen Verfassungskonformität.

Rechtsfragen bleiben ungewiss.

Nationalrat, Österreich - Am 29. Mai 2025 hat die FPÖ offiziell
einen Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses
im Nationalrat eingebracht. Der Fokus dieser Initiative liegt auf
einer umfassenden Prüfung des vom ÖVP-geführten
Innenministerium. Insbesondere werden die Causa Pilnacek
sowie die während der Corona-Pandemie ergriffenen
Maßnahmen thematisiert. Vor der realen Umsetzung des
Ausschusses müssen jedoch diverse juristische Hürden
überwunden werden. Sowohl die ÖVP als auch die SPÖ prüfen
derzeit die Verfassungskonformität der beantragten Themen,
was zu einer politischen Blockade führt.

ÖVP-Abgeordneter Andreas Hanger und SPÖ-Mandatar Jan



Krainer haben betont, dass ihre juristischen Experten die
Angelegenheit genauestens prüfen werden. Dies geschieht
inmitten rechtlicher Bedenken, die in Bezug auf die
Verfassungskonformität des Untersuchungsausschusses
aufgetreten sind. Unter anderem gibt es Zweifel an der
thematischen Breite der Untersuchung, die von vielen Parteien
als problematisch erachtet wird. Kritiker bemängeln, dass die
Kombination der Themen Pilnacek und Corona nicht den
üblichen Standards für Untersuchungsausschüsse entspricht, da
diese normalerweise fokussierter angelegt sind.

Politische Reaktionen und Bedenken

Die FPÖ zeigt sich jedoch überzeugt von der Rechtmäßigkeit
ihres Vorhabens und hat die notwendigen Mandate für die
Durchführung des Ausschusses. Dennoch könnte der
Untersuchungsgegenstand keine Mehrheit im
Geschäftsordnungsausschuss finden, was eine Umsetzung des
Antrags gefährden würde. Im Falle einer negativen Bewertung
durch die Koalition hat die FPÖ die Möglichkeit, den
Verfassungsgerichtshof anzurufen, um rechtliche Klarheit zu
schaffen. Dies wurde als mögliche Vorgehensweise von einigen
Experten und politischen Beobachtern hervorgehoben, die die
Situation als potenziell kritisch ansehen.

Die politische Debatte rund um den Ausschuss wird zusätzlich
durch Vorwürfe befeuert, die FPÖ habe im Kontext der Corona-
Pandemie „Verschwörungstheorien“ aufgestellt. Während die
Mehrheit der Parlamentsfraktionen dies als problematisch
ansieht, zeigen die Grünen ein gewisses Interesse an der Causa
Pilnacek. Die Diskussion um die Themenbreite des Antrags
könnte sich also als entscheidend für die zukünftige Handlung
der FPÖ erweisen.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Wie in den gesetzlichen Vorgaben zu
Untersuchungsausschüssen festgelegt, sind alle Bundesorgane,



einschließlich Ministerien, verpflichtet, auf Ersuchen eines
Ausschusses relevante Dokumente und Unterlagen
bereitzustellen. Dazu gehören auch Landesregierungen und
andere Selbstverwaltungskörper. Allerdings dürfen
Untersuchungsausschüsse keine bewahrenden Maßnahmen wie
Hausdurchsuchungen oder Beschlagnahmen durchführen, was
die Reichweite ihrer Befugnisse einschränkt.

Im Rahmen des Ausschusses können Auskunftspersonen
geladen und befragt werden; Personen, die nicht erscheinen,
können vorgeführt werden. Dies wird durch das
Bundesverwaltungsgericht mit Beugestrafen geahndet. Eine
Einberufung von Auskunftspersonen kann von mindestens einem
Viertel der Mitglieder des Ausschusses gefordert werden.
Bedenkt man die aktuellen politischen Verhältnisse und die
Unsicherheiten rund um die Verfassungskonformität, bleibt die
Durchführung des Untersuchungsausschusses jedoch ungewiss.
Zudem plant die FPÖ bereits eine weitere parlamentarische
Initiative zur Liveübertragung von Befragungen, um die
Transparenz des Verfahrens zu erhöhen.
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